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in dem Rechtsstreit
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Beklagte und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: °......................‚.„„

Der 2° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne H

mündliche Verhandlung am 28, Mai 1974 durch den

Vorsitzenden Richter B r a c k m a n n ‚ die

Richter K ü 3 t e r und F r i e d r i c h

und die ehrenamtlichen Richter Dr° H e n k e n

und H e n n i n g e r
für Recht erkannt:

Das Urteil des Schleswig—Holsteinischen Landes-

sozialgerichts vom 23° Februar 1972 wird aufgehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wiesen°
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Der Kläger ist Inhaber einer Fleischwarenfabrik mit etwa

50 bis 60 Beschäftigten (Schlachter, Verkäuferinnen und

Arbeiter)° Ein Betriebsrat ist in seinem Betrieb nicht

gewählt werdeno Am 30° Dezember 1965 teilte der Kläger

der Beklagten mit, daß der zum Sicherheitsbeauftragten

bestellte Schlachtermeister K iü‘ausgeschieden sei° Es

sei ihm noch nicht gelungen, einen neuen Sicherheits—

beauftragten zu finden° Nachdem der Kläger im Oktober

1966 und im März 1967 Einladungen der Beklagten zu
Schulungskursen des Sicherheitsbeauftragten mit "Fehl—

anzeige" beantwortet und auch einen neuen Sicherheits—

beauftragten nicht bestellt hatte? setzte ihm die Be-

klagte am 31° März 1967 eine Frist zur Bestellung des

Sicherheitsbeauftragten bis zum 1. Mai 1967. Der Kläger

teilte daraufhin mit, daß er keinen Sicherheitsbeauf-

tragten benennen könne, da sich jeder Mitarbeiter

sträube, diesen Posten zu übernehmen. Unter Übersen-

dung des Merkblatts "Wenn niemand Sicherheitsbeauftrag—

ter werden will ‚„.„" wiederholte die Beklagte am

10. April 1967 ihre Aufforderung zur Bestellung eines

Sicherheitsbeauftragten bis zum 1° Mai 1967° Der

Kläger antwortete darauf, daß er nach wie vor bemüht

bleiben werde, einen Sicherheitsbeauftragten zu finden;

er könne keinen dazu zwingen.

Durch Bescheid vom 7° November 1967 setzte die Beklagte

wegen eines "beharrlichen Verstoßes" gegen 5 7 Abs„ 1

und 2 der Unfallverhütungsvorschriften "Allgemeine

Vorschriften" (VBG 1) nach 5 710 der Reichsversicherungs-

ordnung (RVG) i‚V.m° % 13 VBG 1 gegen den Kläger eine

Ordnungsstrafe von 150,—- DM fest° Am 10° November 1967

benannte der Kläger den Schlachter HCIZ;1 als Sicher-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


heitsbeauftragten° Mit dem Widerspruch gegen den Ordnungs—

strafbeschöid machte der Kläger geltend, daß er wiederholt

versucht habe, unter den Betriebsangehörigen einen geeigne—

ten Sicherheitsbeauftragten zu finden, Wegen der damit ver—
bundenen Verantwortung habe keiner das Amt übernehmen wollen„

Er habe nicht die Möglichkeit gehabt, einen Beschäftigten

gegen seinen Willen zum Sicherheitsbeauftragten zu bestellen°

Ihm könne nicht der Vorwurf gemacht werden, daß er seine

Pflichten in irgendeiner Form verletzt habe° Die Beklagte

wies den Widerspruch durch Widerspruchsbescheid vom.
19° Februar 1968 zurück° Die vom Kläger vorgetragenen .).

.Gründe hätten sie nicht davon überzeugt, daß er alles ihm

Mögliche getan habe, um den ihm auferlegten Pflichten nach—

zukommen. Er habe sich offenbar nicht einmal mit dem Sinn

und Zweck der Einrichtung des Sicherheitsbeauftragten ver—

traut gemacht. Bei der Bestellung habe er sich nicht an den

im Gesetz angegebenen und von der Berufsgenossenschaft (BG)

empfohlenen Weg gehalten. Unter diesen Umständen habe er

nicht das getan, was ihm zur Erfüllung der Unfallverhütungs—

vorschriftcn zugemutet werden könne, Überdies sei bezeich—

nend, daß er am Tage nach Erhalt der Straffestsetzung einen

Sicherheitsbeauftragten gemeldet habe"

Das Sozialgericht (SG) Schleswig hat die Klage nach Verneh-

mung des Schlachters HQ;3;jpabgewiesen (Urteil vom 15° Sep—

tember 1970). Das
Landessozialgericht

(LSG) hat das erst—

instanzliche Urteil sowie die Bescheide der Beklagten auf—

gehoben (Urteil vom 23° Februar 1972): Der Kläger habe kei—

nen Arbeitnehmer gegen seinen Willen zum Sicherheitsbeauf—

tragten bestellen können° Selbst wenn aus arbeitsrechtlicher

Sicht dagegen keine Bedenken bestünden, könne jedoch nicht

außer Betracht gelassen werden, daß ein auf diese Weise

gegen seinen Willen mit einer zusätzlichen Aufgabe betrauter

Arbeitnehmer das Beschäftigungsverhältnis kündigen und somit

dem Betrieb als Arbeitskraft verloren gehen könnte° Ange-

sichts des Arbeitskräftemangels sei keinem Arbeitgeber zuzu—

‚ V1
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muten, sich dieser Gefahr auszusetzen° Die Entscheidung

des Rechtsstreits hänge deshalb davon ab, ob festzu—

stellen sei, daß der Kläger sich nicht in zumutbarer

Weise bemüht habe, einen Betriebsangehörigen zu finden,

der das Amt des Sicherheitsbeauftragten freiwillig zu

übernehmen bereit gewesen sei° Durch die Aussage des

Zeugen HZILIÄ vor dem SG sei das Gegenteil bewiesen°

Danach habe
der

Kläger alsbald nach dem Ausscheiden

des früheren Sicherheitsbeauftragten die Mitarbeiter

des Betriebes unter Hinweis darauf, daß der Betrieb

einen Sicherheitsbeauftragten haben müsse, nicht ein—

mal, sondern laufend gefragt, ob jemand zur Übernahme

dieses Amtes bereit sei, Damit habe er alles getan,

was in seiner Macht gestanden habe, um einen Sicher—

heitsbeauftragten zu finden° Daß er mit diesen Be-

mühungen keinen Erfolg gehabt habe, könne ihm nicht

als Verschulden zur Last gelegt werden° Nach der Über—

zeugung des Senats falle die Nichtbestellung eines

Sicherheitsbeauftragten hier in den Verantwortungs—

bereich der Beklagten, weil sie es unterlassen habe,

einen Aufsichtsbeamten oder einen sonstigen Bedienste—

ten in das Unternehmen zu entsenden, nachdem ihr be—

kanntgeworden sei, daß die Bestellung eines Sicher—

heitsbeauftragten in dem Unternehmen des Klägers

auf Schwierigkeiten gestoßen war. Dieser hätte die

Belegschaftsmitglieder an Ort und Stelle eindring-

lich davon überzeugen können, daß sich jemand zur
Übernahme des Amts des Sicherheitsbeauftragten
bereitfinden müsse°

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Die Beklagte hat dieses Rechtsmittel eingelegt und

im wesentlichen wie folgt begründet: Die Bestellung

‚eines Sicherheitsbeauftragten nach 5 719 Abs° 1 RVO

erfordere keinesfalls einen besonderen Vertrag, eine
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1
besondere Vereinbarung oder ein besonderes Abkommen zwischen

Arbeitgeber und Arbeitnehmer" Vielmehr sei die Bestellung

eines Sicherheitsbeauftragten ein einseitiger Akt des Unter-

nehmerso Der Unternehmer trage dem Unfallversicherungsträger

gegenüber die Verantwortung dafür, daß er einen geeigneten

Angehörigen seines Betriebes zum Sicherheitsbeauftragten ge—
macht habe° Daher sei der von ihm ausgewählte Betriebsange—

hörige nicht dazu berufen, über die notwendige Eignung mit—

zuentscheiden. Es liege hier ähnlich wie bei der Bestellung

eines Vormundes durch das Vormundschaftsgericht, nur daß

dort die Möglichkeit der Verweigerung der Amtsübernahme aus-

drücklich geregelt sei, während eine solche Möglichkeit für

den zum Sicherheitsbeauftragten Bestellten nicht vorgesehen

sei° Die arbeitsrechtlichen Beziehungen spielten gegenüber

Vorschriften, Rechtslagen und Rechtsbeziehungen, die den

Schutz aller Versicherten in ihrer Allgemeinheit bezweckten,

keine Rolle° Es sei zudem kaum vorstellbar, daß ein verant—

wortungsbewußter Arbeitnehmer das ihm vom Arbeitgeber über—

tragene Amt des Sicherheitsbeauftragten ablehne oder schlecht

verwalte, wenn er zuvor vom Arbeitgeber ausreichend über die

Bedeutung des Amts, den dadurch begründeten Arbeitskreis

und über die Tätigkeit eines Sicherheitsbeauftragten aufge-

klärt werden sei‚ Bedenken gegen die Übernahme des Amts als

Sicherheitsbeauftragter könnten durch entsprechenden Arbeits—

einsatz und entsprechende Arbeitseinteilung oder in Einzel—

fällen sogar durch ein höheres Entgelt zerstreut werden°

Auch der Zeuge nggggmhabe, wie offenbar auch jedes andere

Belegschaftsmitglied
des

Klägers, befürchtet, durch das Amt

des Sicherheitsbeauftragten zusätzliche, unbezahlte Mehr-

arbeit aufgebührdet zu bekommen° Dies zeige, daß der Kläger

nicht im entferntesten dasjenige getan habe, was notwendig

gewesen sei, um einen von ihm als Sicherheitsbeauftragten

für geeignet gehaltenen Mann dazu zu bewegen, das Amt auch

zu übernehmen° Der Kläger habe sich nach der Aussage des

Zeugen Hijij% darauf beschränkt, mehr oder weniger gelegent-

lich immer einmal wieder, nicht einmal laufend, sondern nur
1.
;,
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"fast laufend" im Betrieb herumzufragen, ob nicht jemand

da sei, der das auch ihm offenbar unangenehme Amt des

Sicherheitsbeauftragten übernehmen wollen Der Kläger

habe sich auch nicht einmal an seine BG gewahdt, damit

sie ihm Rat und Hilfe zukommen lassen Es könne entgegen

der Ansicht des LSG keine Rede davon sein, daß die BG

von sich aus verpflichtet gewesen wäre, in den Betrieb

des Klägers einzugreifen und für die Bestellung eines

Sicherheitsbeauftragten zu sorgen° Das Verhalten des

Klägers könne geradezu auf eine vorsätzliche, wenn

nicht gar absichtliche Verletzung des 9 719 RVO hinaus—

laufen° Zumindest sei sein Verhalten fahrlässig oder

grob fahrlässig gewesen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Schleswig-Holsteinischen
Landessozialgerichts vom 23° Februar 1972
aufzuheben und die Berufung des Klägers
gegen das Urteil des Sozialgerichts Schleswig

vom 15° September 1970 zurückzuweisen,
hilfsweise,
das angefochtene Urteil aufzuheben und die
Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—
scheidung an das Landessozialgericht zurück—
zuverweisen‚

Der Kläger beantragt,

die Revisions zu verwerfen,
hilfsweise zurückzuweisen„

Die Revision müsse ungeachtet ihrer Zulassung als unzu»
lässig verworfen werden, weil die Revisionsbegründung

entgegen den gesetzlichen Vorschriften nicht die ver-

letzte Rechtsnorm bezeichne° Die Revision sei zudem

nicht mit der unterlassenen oder falschen Anwendung von

Bestimmungen des Bundesrechts begründet worden° Zu—

mindest sei die Revision aber zurückzuweisen° Die Be—

stellung eines Sicherheitsbeauftragten sei kein ein-

seitiger Akt des Unternehmers° Die Bestellung hänge
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vielmehr von der Annahme des Amts durch den Bestellten ab°

Der Unternehmer habe keine rechtliche Möglichkeit, den Aus-

gewählten zur Übernahme des Amts zu zwingen° Die Schrift

der Beklagten, wie Schwierigkeiten bei der Bestellung von
Sicherheitsbeauftragten behoben werden könnten, enthalte

zwar gute Hinweise, sei zeige aber keinen Weg, wie der Unter—

nehmer zum Ziel komme, wenn die Betriebsangehörigen die

Weigerung aufrechterhielten° Es gehe aber nicht an, daß die

Beklagte ohne Prüfung im Einzelfall eine Ordnungsstrafe ver—
hänge° Sie müsse an Ort und Stelle untersuchen, warum kein

Sicherheitsbeauftragter habe bestellt werden können, um ein

Verschulden des Unternehmers herauszufinden und ihm das im

Ordnungsstrafbescheid vor Augen führen, Das angefochtene

Urteil habe ausdrücklich festgestellt, daß er sich nach-

drücklich um die Bestellung eines Sicherheitsbeauftragten

bemüht und alles getan habe, was in seiner Macht gestanden

habe° Der ausgebliebene Erfolg könne ihm nicht als Verschul-

den zur Last gelegt werden° Zu Recht habe das angefochtene

Urteil der Beklagten den Vorwurf gemacht, daß sie nichts

getan habe, um dem Kläger in seinen besonderen Nöten zu

helfen. ' ' '

II° ' ' 1

Mit Einverständnis der Beteiligten hat der Senat ohne münd-
{

liche Verhandlung entschieden (% 124 Abs° 2 des Sozial— ‚ii }

gerichtsgesetzes — SGG -)„

Die Revision der Beklagten ist zulässig und insofern begrün—

det, als das angefochtene Urteil aufgehoben und der Rechts-

streit zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG

zurückzuverweisen ist.
. ‘ ,

V
_

“{

Zu Unrecht ist der Kläger der Ansicht, daß die Revision der

Beklagten nicht zulässig sei° Sein Hinweis, daß die Revision

nur darauf gestützt werden könne, daß die Entscheidung auf
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der Hichtanwendung oder unrichtigen Anwendung einer

Vorschrift des Bundesrechts oder einer sonstigen im

Bezirk des Berufungsgerichts geltenden Vorschrift be—

ruht, deren Geltungsbereich sich über den Bezirk des

Berufungsgerichts hinaus erstreckt (% 162 Abs. 2 SGG)

und daß die Revisionsbegründung die verletzte Rechts-

norm bezeichnen müsse (@ 164 Abs° 2 SGG), gibt zwar
die Rechtslage zutreffend wieder, jedoch entspricht

die Revisionsbegründung der Beklagten diesen Erforder—

nisseno Die verletzte Rechtsnorm braucht nicht in der

Weise angegeben zu werden, daß die betreffende Vor—

schrift ausdrücklich angeführt wird; es genügt, wenn

sich aus der Revisionsbegründung klar ergibt, welche

Vorschrift als verletzt angesehen wird (Peters/

Sautter/Wolff, Kommentar zur Sozialgerichtsbarkeit,

Anm° 4 zu 5 164 S. III/80 — 114 — mit weiteren Nach-

weisen)° Die Beklagte hat in ihrer Revisionsbegrün-

dungsschrift u.‚a° ausgeführt, daß ihrer Ansicht nach

5 719 Abs° 1 RVO die Bestellung eines Sicherheits—

bcauftragten durch einseitigen Akt des Unternehmers

zulüßt, während das LSG im angefochtenen Urteil dies

ablehnt° Damit ist von der Revision hinreichend deut—

lich die Verletzung einer dem Bundesrecht zuzurechnen—

den Rechtsnorm gerügt worden° Da die Ordnungsstraf—

befugnis der Beklagten aus 5 710 RVO hergeleitet ist

und nur schuldhafte Verstöße durch eine Ordnungsstrafe

geahndet werden dürfen, sind die Ausführungen der

Revision über die Maßnahmen, die der Kläger zur Be-

stellung eines Sicherheitsbeauftragten entgegen der

Ansicht des LSG hätte ergreifen können oder müssen,

als Rügen einer Verletzung des 5 710 RVO zu verstehen°

Der vom LSG festgestellte Sachverhalt reicht zur Ent-

scheidung über die Rechtmäßigkeit der verhängten

Ordnungsstrafe nicht aus°
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Nach 5 719 Abs„ 1 RVO in der hier noch anzuwendenden Fassung

vor Inkrafttreten des Gesetzes über Betriebsärzte, Sicher-

heitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit

vom 12° Dezember 1973 (BGBl I 1885) hat der Unternehmer in

Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftigten einen oder mehrere

Sicherheitsbeauftragte zu bestellen„ Die Zahl der Sicherheits—

beauftragten ist gemäß 5 719 Abs° 4 RVO unter Berücksichti—

gung der nach der Eigenart der Unternehmen bestehenden Unfall—

gefahr und der Zahl der Arbeitnehmer zu bestimmen° Gleich—

artige Regelungen enthalten 5 7 Abs° 1 und 2 der aufgrund

der 55 708, 709 RVO erlassenen VBS 1; in einem Anhang zu
ihnen ist für Unternehmen mit 21 bis 100 Arbeitnehmern ein‘

Sicherheitsbeauftragter vorgesehen° Bei Verstößen gegen die

Verpflichtung zur Bestellung eines Sicherheitsbeauftragten

sind die für Verstöße gegen3Unfallverhütungsvorschriften

geltenden Ordnungsstrafvorschriften des 5 710 RVO anzuwenden9

obwohl % 719 RVO nicht unter den Unfallverhütungsvorschriften7

sondern unter den Überwachungsvorschriften aufgeführt ist,

denen keine eigenen Strafbestimmungen zugeordnet sind° Die

VBG 1 regeln die Verpflichtung zur Bestellung eines Sicher—

heitsbeauftragten als eine Unfallverhütungsvorschrift und

unterstellen sie durch 5 13 VBG 1 den dafür vorgesehenen

Ordnungsstrafvorschriften° Es rechtfertigt sich daher‚ auch

bei Verstößen gegen @ 719 RVO eine Ordnungsstrafe aus 5 710

RVO festzusetzen° Nach dieser Vorschrift hat der Vorstand

gegen Unternehmer‚ die vorsätzlich oder grob fahrlässig 3

gegen Unfallverhütungsvorschriften verstoßen, Ordnungsstrafen

bis zu 10.000,—— DM festzusetzen; bei sonstigen fahrlässigen

Verstößen kann er solche Ordnungsstrafen festsetzen° Bei

fahrlässigen Verstößen kann der Vorstand nach % 710 Abs" 2

RVO aber auch von der Festsetzung einer Ordnungsstrafe ab—

sehen, wenn die Schuld des Täters und die durch den Verstoß

verursachte Gefährdung gering sinda ;
, . -33

Der Kläger, in dessen Unternehmen mehr als 20 Arbeitnehmer

beschäftigt sind, hat nach dem Ausscheiden des Sicherheits—
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beauftragten K gggEnde des Jahres 1965 bis zur Festsetzung

der Ordnungsstrafe durch Bescheid vom 7° November 1967

keinen neuen Sicherheitsbeauftragten bestellt, obwohl er

dazu nach % 719 RVO i.V‚m° % 7 VBG 1 verpflichtet war°

Damit hat er gegen Unfallverhütungsvorschriften verstoßen°

Dieser Verstoß war auch schuldhaft, wenn auch Art und

Schwere des Verschuldens aufgrund des vom LSG festgestell—

ten Sachverhalts nicht abschließend beurteilt werden

können°

Mit der Neugestaltung des 3° Buches der RVG durch das

Unfallversicherungs—Neuregelungsgesetz - UVNG - vom

30° April 1963 (BGBl I 241) hat der Gesetzgeber zum
Ausdruck gebracht, daß die erste Aufgabe der Unfall—

versicherung in der Verhütung von Arbeitsunfällen be—

steht (5 537 Nr. 1 RVO„ Der primären Bedeutung der

Unfallverhütung:entspricht es auch, daß den Trägern

der Unfallversicherung zur Aufgabe gemacht worden

ist, mit allen geeigneten Mitteln für die Verhütung

von Arbeitsunfällen zu sorgen (% 546 Abs° 1 RVO)° Die

Verpflichtung der Träger der Unfallversicherung geht

jedoch nicht so weit, daß sie selbst dem Unternehmer

die ihm obliegenden Pflichten zur Schaffung und Er—

haltung von Einrichtungen zur Unfallverhütung abzu-

nehmen hätten„ Die Träger der Unfallversicherung sor—

gen für die Verhütung von Arbeitsunfällen u.a° durch

Erlaß von Unfallverhütungsvorschriften und die Über—

wachung der vom Unternehmer durchgeführten Unfall-

verhütungsmaßnahmen° In diesem Rahmen kommt dem

Sicherheitsbeauftragten nach 5 719 Abs° 2 RVG eine
den Unternehmer unterstüt2ende Funktion zu; er hat

sich insbesondere von dem Vorhandensein und der ord-

nungsgemäßen Benutzung der vorgeschriebenen Schutz—

vorrichtungen fortlaufend zu überzeugen° Die Verant-

wortung des Unternehmers für die Durchführung der

Unfallverhütung wird durch die Einsetzung eines
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Sicherheitsbeauftragten nicht berührt (vglo‘é 7 Abs° 3

VBG 1).

Einer weiteren Erhöhung des Wirkungsgrades der Unfallver—

hütung dient das Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheits—

ingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit vom

12‚ Dezember 1973 (aaO), das unter Beibehaltung der Sicher—
heitsbeauftragten die zusätzliche Bestellung von verant—

wortlichen Fachkräften für Arbeitssicherheit (Sicherheits—‘

ingenieure, -techniker, —meister) vorsieht„ Den Fachkräften

für Arbeitssicherheit werden anders als den Sicherheits-

beauftragtgn im einzelnen bestimmte Aufgaben (5 6 des Ge—

setzes vom 12° Dezember 1973) durch den Arbeitgeber über—

tragen (5 5 Abs„ 1 des Gesetzes vom 12° Dezember 1973)° Da—

mit hat der Gesetzgeber den primären Rang der Unfallverhü—

tung erneut deutlich gemacht° '

Entsprechend der Bedeutung der Unfallverhütung im Rahmen

der Unfallversicherung und der Stellung‚ die der Gesetzgeber

darin dem Sicherheitsbeauftragten zugewiesen hat? kann ein

Verstoß gegen die Pflicht zur Bestellung eines Sicherheits-

beauftragten nicht leicht wiegen°

Der Kläger hat seiner Verpflichtung zur Bestellung eines

Sicherheitsbeauftragten nicht dadurch genügt, daß er die

Mitarbeiter seines Betriebes unter Hinweis darauf? daß der

Betrieb einen Sicherheitsbeauftragten haben müsse, laufend

— nur — gefragt hat, ob jemand zur Übernahme der Tätigkeit

des Sicherheitsbeauftragten bereit sei° Er hätte, wie die

Revision zutreffend verträgt, den für die Tätigkeit eines

Sicherheitsbeauftragten in Aussicht genommenen Arbeitnehmer

eingehend\und umfassend über die Aufgaben des Sicherheits—

beauftragten unterrichten und aufklären müssen° Dazu bot

das ihm von der Beklagten zugesandte Merkblatt: "Wenn nie—

mand Sicherheitsbeauftragter werden will „°„" gute Anhalts-

punkte° Der Kläger hätte beispielsweise deutlich machen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_12...

müssen, daß bereits jeder einzelne Beschäftigte des Be—

triebes die Pflicht habe, im Betrieb für seine und seiner

Mitarbeiter Sicherheit zu sorgen (5 11 VBG 1) und auch

die Treuepflicht aus dem Arbeitsverhältnis die Anzeige

einer gefährlichen Beschaffenheit von Betriebseinrich—

tungen, das Fehlen oder die Nichtbenutzung von Schutz-

vorrichtungen und anderer die Sicherheit im Betrieb

bedrohender Sachverhalte umfaßt (Maus, Handbuch des

Arbeitsrechts, V° Teil, S° 8), Mit dem bloßen Befragen

seiner Mitarbeiter hat der Kläger bei weitem nicht das

getan, was von ihm als Unternehmer unter den gegebenen

Umständen erwartet werden kann.

Der Senat ist allerdings nicht der Auffassung der

Revision, daß der Kläger einen Sicherheitsbeauftragten\

wirksam durch einseitigen Akt hätte bestellen können

und er schon deshalb schuldhaft gehandelt habe, weil

diese Nöglichkeit von ihm nicht genutzt werden sei.

Der Kläger weist zutreffend darauf hin, daß der Unter-

nehmer sich einem Arbeitnehmer gegenüber, den er zum
Sicherheitsbeauftragten bestellen möchte, nicht in

einer nach Meinung der Beklagten vergleichbaren Lage

wie ein Vormundschaftsgericht gegenüber einem zum Ver—

mund ausgewählten Bürger befindet° Das Bürgerliche

Gesetzbuch (BGB) enthält in 5 1785 ausdrücklich eine

Vorschrift, die jeden Deutschen, der vom Vormund—

schaftsgericht ausgewählt wird, zur Übernahme der

Vormundschaft verpflichtet, sofern nicht bestimmte

gesetzlich normierte Gründe entgegenstehen (@ 1786

BGB), Die Übernahme der Vormundschaft ist eine allge-

meine Staatsbürgerpflicht öffentlich-rechtlicher Natur

(Soergel/Siebert, BGB, 10° Aufl„ Anm° 3 vor % 1773)°
Der zum Vormund Ausgewählte kann durch Ordnungsstrafen

zur Übernahme der Vormundschaft angehalten werden

(% 1788 BGB). Die RVO und die VBG 1 enthalten für die

Übernahme der Tätigkeit eines Sicherheitsbeauftragten
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keine annähernd vergleichbaren Vorschriften° Lediglich die

Tatsache, daß 9 719 Abs° 1 RVO den Unternehmer verpflichtet,

einen Sicherheitsbeauftragten zu bestellen, kann bei aller

Bedeutung, die der Gesetzgeber dem Sicherheitsbeauftragten

im Rahmen der Unfallverhütung beimißt, nicht zu dem Schluß
führen, daß der Unternehmer den Sicherheitsbeauftragten durch

einseitigen — wie das Vormundschaftsgericht den Vormund durch

öffentlich—rechtlichen - Akt bestellen könnte, Während der

Vormund die Stellung eines amtlichen Organs hat (Soergel/

Siebert, aaO), wird der Sicherheitsbeauftragte innerhalb sei—

nes Beschäftigungsverhältnisses beobachtend und beratend als

Hilfsperson des Unternehmers tätig, ohne Anweisungen geben

oder korrigierende Maßnahmen ergreifen zu können oder auch

im geringsten, was die Verantwortlichkeit für die Betriebs-

sicherheit betrifft, an die Stelle des Unternehmers zu rücken,

i
Revision vertretenen Ansicht der Beklagten über die Bestel—‘

Die Festsetzung der Ordnungsstrafe ist von der in der

lung eines Sicherheitsbeauftragten durch einseitigen Akt des

Unternehmers allerdings nicht beeinflußt. Brkennbar ging die

Meinung der Beklagten damals dahin, daß die Bestellung eines

Arbeitnehmers zum Sicherheitsbeauftragten sich aus dem ,
Arbeitsverhältnis ergebe° Im Merkblatt "Wenn niemand Sicher—

heitsbeauftragter werden will o„" und im Schreiben vom

10. April 1967, mit dem die Beklagte dem Kläger das Merkblatt

übersandte, ist ausgeführt, daß der Unternehmer im äußersten

Falle von seiner Autorität Gebrauch machen und einen geeig-

neten Betriebsangehörigen als Sicherheitsbeauftragten ein—

setzen könne° Dieser müsse aufgrund des zwischen ihm und dem

Unternehmer bestehenden Arbeitsvertrages der Bestellung Fol—

ge leisten° In diesem Sinne ist auch der Widerspruchsbescheid

vom 19° Februar 1968 zu verstehen, wo in Erwiderung auf das

Vorbringen des Klägers ausgeführt ist, daß der Unternehmer

nicht die Belegschaft um Vorschläge für den Sicherheitsbeauf—

tragten zu bitten, sondern den Sicherheitsbeauftragten zu
bestellen habe°
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Der Verpflichtung des Unternehmers zur Bestellung eines

Sicherheitsbeauftragten steht in 5 719 Abs° 1 RVO aller-

dings nicht die Verpflichtung des dafür vom Unternehmer

ausgewählten Arbeitnehmers gegenüber, diese Aufgabe

— auch gegen seinen Willen — wahrzunehmen (vgl. Rund-

schreiben des BMA vom 25° Mai 1964, Die Gemeindeunfall-

versicherung 1964, 71)° Die Verpflichtung kann sich für

den Arbeitnehmer jedoch aus dem Arbeitsvertrag, einem

auf das Arbeitsverhältnis anzuwendenden Tarifvertrag

oder einer Betriebsvereinbarung ergeben (vgl° Lauter-

bach, Gesetzliche Unfallversicherung, 3° Aufl„, Anm.

5 c zu 5 719; Nickenig, Blätter für Steuerrecht,

Sozialversicherung und Arbeitsrecht 1966, 136, 138)°

Sie ist aber grundsätzlich nicht dem Arbeitsverhältnis

immanent und kann daher in der Regel nicht durch das

Direktionsrecht des Unternehmers verwirklicht werden

(vgl° Bobrowski/Gaul, Das Arbeitsrecht im Betrieb7

6„ Aqu„ F x, s. 448; a.A„ Ilgenfritz, Aufgaben und
Stellung des Sicherheitsbeauftragten, BB 1964, 263)°

Nähere Feststellungen darüber durfte das LSG aber

nicht deshalb für entbehrlich halten, weil seiner

Ansicht nach keinem Arbeitgeber im Hinblick auf den

bestehenden Arbeitskräftemangel zuzumutensei7 die

etwa aufgrund des Arbeitsverhältnisses zulässige Be-

stellung eines Arbeitnehmers zum Sicherheitsbeauf—

tragten gegen dessen Willen auch vorzunehmen, weil

der Arbeitnehmer das Beschäftigungsverhältnis dann

kündigen könnte° Der Unternehmer muß bei der Bestel-

lung des Sicherheitsbeauftragten, falls andere Wege

nicht zum Erfolg führen, auch die bestehenden Arbeits-

verträge durch sein Direktionsrecht inhaltlich voll

ausschöpfen, um seiner gesetzlichen Verpflichtung aus
5 719 RVO nachzukommen° Das LSG darf daher bei seiner

erneuten Entscheidung nicht dahingestellt sein lassen,

ob der Kläger einen geeigneten Arbeitnehmer seines

Betriebes auch gegen dessen Willen zum Sicherheits-
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beauftragten zu bestellen berechtigt war° Es hat vielmehr

die dazu erforderlichen tatsächlichen Feststellungen zu

treffen, wozu vorab Ermittlungen darüber anzustellen sind,

welche Arbeitnehmer seines Betriebes der Kläger für die

Tätigkeit eines Sicherheitsbeauftragten damals als geeignet

angesehen hat°

‚
%

Unabhängig von dem Ergebnis einer weiteren
Sachaufkläruhg1

ist dem Kläger als Verschulden auch vorzuwerfen, daß er
nichts unternommen hat, um einen von ihm für die Tätigkeit

als Sicherheitsbeauftragter als geeignet angesehenen Arbeit—

nehmer unter Änderung des Arbeitsvertrages zur
Übernahme

dieser Tätigkeit zu bewegen‚ Der Kläger hätte beispielsweise

dem betreffenden Arbeitnehmer eine Regelung des Arbeitsabé “

laufs anbieten müssen, die diesem ohne Mehrarbeit ausreichend

Zeit zur Wahrnehmung der Aufgaben eines Sicherheitsbeauftrag—

ten neben seinen sonstigen beruflichen Pflichten gelassen

hätte‚ Auch hätte der Kläger für die Tätigkeit als Sicher-l
hcitsbeauftragter einen zusätzlichen finanziellen Anreiz

bieten können, welcher der Bedeutung dieser Tätigkeit für

die Betriebsarbeit gerecht geworden wäre‚_
1

l
,

Nach den Feststellungen, die vom LSG schon bisher getroffen

worden sind, hat der Kläger diejenige Sorgfalt außer acht

gelassen, die nach den gegebenen Umständen von ihm als Unter—

nehmer bei der vom Gesetz geforderten Bestellung eines

Sicherheitsbeauftragten zu erwarten gewesen wäre° Sein Ver—

halten war daher zumindest ein fahrlässiger Verstoß gegen

5 719 RV0° .
‘-i:'

, ’
!

Der Senat ist jedoch gehindert, in der Sache abschließend zu
’entscheiden„ Erst nach Zurückverweisung an das LSG kann ge-

klärt werden, ob der Kläger sch0n aufgrund seines Direktions-

rechts einen geeigneten Arbeitnehmer zum Sicherheitsbeauf-

tragten hätte bestellen können und dann auch müssen„ Die

festgesetzte Ordnungsstrafe
von 150,—— DM ist der Höhe nach
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auch dadurch bestimmt, daß der Kläger nach Meinung der

Beklagten ein entsprechendes Direktionsrecht gehabt

und davon keinen Gebrauch gemacht hate Die ergangenen

Bescheide sind daher hinsichtlich der Strafhöhe nur

dann rechtmäßig, wenn die Beklagte auch insoweit von

einem zutreffenden Sachverhalt ausgegangen ist‚ Sollte
das LSG nach erneuter Verhandlung einen solchen Sach—

verhalt feststellen, dann würde es nahe liegen, einen

grob fahrlässigen Verstoß gegen die Unfallverhütungs-

vorschriften anzunehmen°

Gemäß 5 170 Abso 2 Satz 2 SGG hat der Senat daher das

Urteil des LSG aufgehoben und die Sache zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung — auch über die Kosten

des Revisionsverfahrens - zurückverwiesen°
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